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Anmerkung:

Die in diesem Reglement verwendeten Bezeichnungen fürTitel und Amtsträger sind ge-
schlechterneutral.

D/'e Gemeindeversammlung gestütztauf:

Das Gesetz überdas Trinkwasser vom 6. Oktober 2011 (TWG; SGF 821.32.1);
Das Reglement überdas Trinkwasser vom 18. Dezember2012 (TWR; SGF 821.32.11);
Das Raumplanungs- und Baugesetz vom 2. Dezember2008 (RPBG; SGF 710.1);
Das Ausführungsreglement zum Raumplanungs- und Baugesetz vom 1. Dezember 2009
(RPBR;SGF 710.11);
Das Gesetz überdieGemeinden vom 25. September 1980 (GG; SGF 140.1),

beschliesst:
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I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Zweck

Das vorliegende Reglement regelt:

a) die Verteilung von Trinkwasser auf dem Gemeindegebiet sowie auf angrenzenden Gebieten der
Gemeinden Jaun, Val-de-Charmey und Brünisried. Vorbehalten bleibt eine Gemeindeüberein-
kunft mit diesen Gemeinden nach Art. 108 GG;

b) die Verhältnissezwischen der Gemeinde und den Bezügern;

c) die Verhältnissezwischen der Gemeinde und den anderen auf dem Gemeindegebiet aktiven Ver-
teilern.

Art. 2 Anwendungsbereich
1 Das Reglement gilt:

a) füralle Bezüger,die Trinkwasser von der Gemeinde beziehen oder beziehen können;

b) fürjedenaufdem Gemeindegebiet aktiven Verteiler.
2 Eigentümervon Bauten und Anlagen, die am Gemeindenetz angeschlossen sind, gelten auch als

Bezüger.

II. Verteilung von Trinkwasser

Art. 3 Grundsatz
1 Die Gemeinde gewährleistetdie Verteilung von Trinkwasser in dem im Plan der Trinkwasserinfra-

strukturen (PTWI) definierten Versorgungsperimeter. Sie kann die Aufgabe Drittverteilern übertra-
gen.

2 Die Gemeinde kann Trinkwasser ausserhalb der Bauzonen liefern, namentlich wenn zukünftigeBe-
zügeroder Gemeinden darum ersuchen. In diesen Fällensind die technischen und finanziellen Mo-
dalitäten zwischen der Gemeinde und den Bezügern beziehungsweise zwischen den betroffenen
Gemeinden zu regeln. Die Bestimmungen des Raumplanungs- und Baugesetzgesetzes bleiben vor-
behalten.

Art. 4 Drittverteiler von Trinkwasser
1 Als Drittverteiler gelten Verteiler (natürlicheund juristische Personen), die Trinkwasser an Dritte ab-

geben. Die Drittverteiler sind selber fürdie Qualität ihres Wassers und die Einhaltung der gesetzli-
chen Vorgaben verantwortlich.

2 Drittverteiler müssensich bei der Gemeinde melden. Die Gemeinde führteine Liste der Drittverteiler.
3 In den Bauzonen müssenDrittverteiler einen Übertragungsvertraghaben.
4 Die Gemeinde überwacht, dass die Drittverteiler den Anforderungen der Lebensmittelgesetzge-

bung genügen und dass diese dem Amt fürLebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (LSVW)
regelmässigTrinkwasserprobenahmen zurAnalyse einreichen.

5 Die Gemeinde meldet dem LSVW die Drittverteiler, die ihren Aufforderungen zur Konformisierung
nicht nachkommen.

Art. 5 Anschlusspflicht in den Bauzonen

In den Bauzonen muss der Grundstückeigentümer,sofern er nicht eigene Ressourcen besitzt, die
genügendTrinkwasser liefern, das Trinkwasser von der Gemeinde oder von einem Drittverteiler mit
Ubertragungsvertrag beziehen. In letzterem Fall erteilt die Gemeinde die Genehmigung im Rahmen
der Baubewilligung.
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Art. 6 AussergewöhnlicheBezügedurch Betriebe
1 Die Lieferung von Trinkwasser an Betriebe mit besonders hohen Wasserbezügen oder mit hohen

Bedarfsspitzen kann mittels speziellerVereinbarung zwischen Gemeinde und Bezügergeregelt wer-
den.

2 Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, den direkten Betrieb von Brandschutzinstallationen wie Sprink-
leranlagen oder dergleichen ab ihrem Netz zu gewährleisten.

Art. 7 Beginn und Ende derTrinkwasserlieferung
1 Die Dienstleistung der Trinkwasserlieferung beginnt mit der Installation des Wasserzählersund endet

bei Handänderungder Liegenschaft mit schriftlicher Kündigung oder, bei Verzicht auf Trinkwasser-
lieferung, mit Abtrennung derAnschlusseinrichtung.

2 Falls der Grundeigentümerfürdie eigene Baute oder Anlage auf die Trinkwasserlieferung verzich-
ten will, hat er dies der Gemeinde schriftlich mindestens 60 Tage vor dem gewünschtenAbstellter-
min unter Angabe der Gründemitzuteilen.

3 Grundeigentümer, die auf einen Anschluss verzichten, tragen die Kosten der Abtrennung. Bereits
bezahlte Gebührenwerden nicht rückerstattet.

Art. 8 Einschränkungder Trinkwasserverteilung
1 Die Gemeinde kann die Trinkwasserverteilung in gewissen Sektoren des Versorgungsperimeters

vorübergehendeinschränkenoder unterbrechen:

a) infolge höhererGewalt;
b) bei Betriebsstörungen;
c) fürUnterhalts-, Reparatur- oder Erweiterungsarbeiten der Trinkwasserinfrastrukturen;
d) bei anhaltender Trockenheit;
e) im Brandfall;
f) infolge durch Dritte verursachte Unterbrüche.

2 Die Gemeinde informiert die Bezügerrechtzeitig übervoraussehbare Einschränkungenoder Unter-
brüche.

3 Die Gemeinde tut ihr Möglichstes, um die Dauer der Einschränkungoder des Unterbruchs der Trink-
wasserverteilung zu begrenzen. Die Gemeinde haftet nicht fürFolgeschädenund gewährtkeine Ta-
rifermässigungen.

4 Die Lieferung von Trinkwasser fürBezüger, die lebenswichtige Güterund Dienstleistungen produ-
zieren, geht allen anderen Verwendungsarten vor, ausser in Brandfällen.

Art. 9 Einschränkungder Trinkwassernutzung
1 Die Gemeinde kann Vorschriften zur Einschränkungder Trinkwassernutzung erlassen, ohne Gewäh-

rung von Tarifermässigungen (namentlich Verbot zur Bewässerungvon Garten- und Rasenflächen,
der Befüllungvon Wassertanks und Schwimmbädern,Autowaschen und Ähnliches).

2 Bei Einschränkungder Trinkwassernutzung infolge sinkenden Dargebots in den Wasserressourcen
informiert die Gemeinde das Amt fürLebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (LSVW) und das
Amt fürUmwelt (AfU).

Art. 10 SanitäreMassnahmen
1 Die Gemeinde kann sanitäre Massnahmen vornehmen (namentlich bei Entkeimung oder Spülung

des Netzes), die bis zu den Haustechnikanlagen innerhalb der Liegenschaften reichen können.
2 Gegebenenfalls informiert sie, sobald möglich,die betroffenen Bezüger,damit diese entsprechende

Vorkehrungen zum Schutz ihrerAnlagen treffen können.
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3 Die Gemeinde haftet nicht fürFolgeschädenund Störungenan den Anlagen des Eigentümersinfolge
dieser sanitärenMassnahmen.

Art. 11 Trinkwasserabgabeverbot

Es ist verboten, Dritten ohne Genehmigung der Gemeinde Trinkwasser abzugeben oder Grundstücke
Dritter zu beliefern. Ebenso sind das Anbringen von Abzweigungen und Entnahmestellen auf der Lei-
tung vor der Messeinrichtung sowie das Öffnenvon plombierten Absperrventilen an Umgehungslei-
tungen verboten.

Art. 12 UnberechtigterWasserbezug

Wer ohne entsprechende Berechtigung Trinkwasser bezieht, wird gegenüberder Gemeinde ersatz-
pflichtig und kann strafrechtlich verfolgt werden.

Art. 13 Störungenin der Trinkwasserverteilung

Die Bezügermelden der Gemeinde unverzüglichStörungen, eine Abnahme oder das Aussetzen der
Trinkwasserverteilung.

III. Trinkwasserinfrastrukturen und
technische Installationen

A. Allgemeines

Art. 14 Uberwachung

Die Gemeinde überwachtsämtlicheInfrastrukturen und technischen Installationen des auf ihrem Ge-
meindegebiet verteilten Trinkwassers.

Art. 15 Leitungsnetz: Definition

Der Transport des Trinkwassers ist gewährleistetdurch:

a) die Haupt- und Verteilleitungen, sowie die Hydranten;
b) die Hausanschlussleitungen und Haustechnikanlagen.

Art. 16 Leitungsnetz: Kostenträger
1 Kosten fürdie Erstellung und den Unterhalt der Hauptleitungen gehen zu Lasten der Gemeinde.

Die Gemeinde ist auch fürdenUnterhaltjenerVerteilleitungen verantwortlich, die sich im Eigentum
der Gemeinde befinden.

2 Kosten fürdie Erstellung neuer Verteilleitungen, welche im Rahmen von Feinerschliessungen er-
stellt werden (Quartiererschliessungen), gehen zu Lasten der Erschliesser. Erschliessungsleitun-
gen können von der Gemeinde unentgeltlich zu Eigentum und Unterhalt übernommen werden.
Diese Ubernahme erfolgt nach Erfüllungder von der Gemeinde definierten Kriterien.

3 Kosten fürdie Erstellung und den Unterhalt der Hausanschlüsseund -installationen gehen zu Las-
ten der Bezüger.

Art. 17 Hydranten
1 Die Gemeinde installiert, kontrolliert, unterhältund erneuert die Hydranten, die an öffentlicheLeitun-

gen angeschlossen sind.
2 Die Gemeinde bestimmt den Standort der Hydranten.
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3 Die Eigentümermüssendie Einrichtung von Hydranten auf ihrem Grundstückdulden.
4 Im Brandfall stehen der Feuerwehr die Hydranten und die ganze Löschwasserreserve ohne Ein-

schränkungzur Verfügung. Die Hydranten müssenfürdie Gemeinde und die Feuerwehr jederzeit
zugänglichsein, namentlich zu Unterhaltszwecken.

5 Die Nutzung der Hydranten ist grundsätzlich fürdie Brandbekämpfung vorgesehen. Anderweitige
Nutzungen füröffentlicheoder private Zwecke müssenvon der Gemeinde vorgängigbewilligt werden
und sind gebührenpflichtig.

Art. 18 Bewilligungspflicht

SämtlicheArbeiten, Anpassungen oder Massnahmen, welche direkten oder indirekten Einfluss auf
die Trinkwasserinfrastrukturen haben, unterstehen einem Bewilligungsverfahren durch die Ge-
meinde.

Art. 19 Benutzung von Privatgrund
1 Jeder Grundeigentümerist verpflichtet die Durchleitung von Leitungen zur Versorgung zu gestatten

sowie das Aufstellen und Versetzen von Hydranten und Schiebem und das Anbringen der entspre-
chenden Hinweistafeln zu dulden. Vorbehalten bleiben Art. 676 und 691 ZGB.

2 Der Zugang zu den Trinkwasserinfrastrukturen muss zu Betriebs- und Unterhaltszwecken jederzeit
durch den privaten Grundeigentümergewährleistetwerden.

Art. 20 Schutz von öffentlichenLeitungen
' Alle öffentlichen,ober- und unterirdischen Leitungen und Anlagen sind in ihrem Bestand geschützt;
vorbehältlichabweichender vertraglicher Vereinbarungen.

2 Die Freilegung, Anzapfung, Abänderung, Verlegung und Realisierung von Bauten überoder unter
den Leitungen ist gemässRaumplanungs- und Baugesetz bewilligungspflichtig.

3 Wer beabsichtigt, auf privatem oder öffentlichemGrund Grabarbeiten auszuführen, hat sich vorgän-
gig bei der Gemeinde überdie Lage allfälliger Leitungen zu erkundigen und fürderen Schutz zu
sorgen. Wer Schädenverursacht, haftet vollumfänglichfürdie korrekte Instandstellung und allfälligen
Folgeschäden.

4 Bauten und Anlagen haben gegenüberder Leitungsachse in der Regel auf beiden Seiten einen Ab-
stand von drei Metern einzuhalten (gilt auch fürhochstämmigeBäume).Soweit es die Sicherheit der
Leitungen erfordert, kann die Gemeinde im Einzelfall die Einhaltung eines grösserenAbstandes vor-
schreiben.

5 In begründetenEinzelfällenkann die Gemeinde die Unterschreitung des vorgeschriebenen Abstan-
des gestatten. Hierfürsind die Einreichung eines Ausnahmegesuches zur Unterschreitung des Lei-
tungsabstandes und die Bewilligung durch die Gemeinde zwingend.

B. Hausanschlussleitung

Art. 21 Definition
1 Als Hausanschlussleitung bezeichnet wird die Leitung von der Verteil- respektiv ausnahmsweise von

der hiauptleitung mit der Anschlussarmatur an die Verteilleitung inklusiv Absperrschieber bis zum
Wasserzählerbeziehungsweise bis zur ersten Absperrarmatur innerhalb des Gebäudes(grundsätz-
lich Eigentum des Bezügers),sowie der Wasserzähler(grundsätzlichEigentum der Gemeinde). Un-
ter diesen Begriff fallen auch gemeinsame Anschlussleitungen fürmehrere Grundstücke.

Bei abgelegenen Gebäuden mit besonders langer Hausanschlussleitung gelten bei Neuanschluss
die letzten 50m bis zum Gebäudeals Hausanschlussleitung. Fürden Unterhalt und die Erneuerung
(siehe Art. 23) gilt die ganze Hausanschlussleitung.

Der Wasserzählerwird durch die Gemeinde installiert und verbleibt in deren Eigentum.
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Art. 22 Installation
1 In der Regel istjede Liegenschaft durch eine Hausanschlussleitung angeschlossen. Gegebenenfalls

kann die Gemeinde im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens fürmehrere Liegenschaften eine
gemeinsame Hausanschlussleitung bewilligen. Fürgrosse Uberbauungen können in besonderen
Fällenweitere Anschlussleitungen zugestanden werden.

2 Die Hausanschlussleitungen werden im Prinzip an die Verteilleitungen angeschlossen. Hausan-
schlussleitungen auf Hauptleitungen sind, wenn möglichzu vermeiden.

3 Aufjeder Hausanschlussleitung ist ein Absperrschieber einzubauen, der möglichstnahe an der Ver-
teilleitung zu platzieren ist. Dieser muss jederzeit zugänglichsein.

4 Die Grundeigentümerdürfendie Hausanschlussleitung nurdurch qualifizierte Installateure (Eidg. Fä-
higkeitszeugnis oder gleichwertige Ausbildung) mit Gemeindebewilligung erstellen lassen.

5 Vor dem Eindecken sind die Hausanschlussleitungen unter Aufsicht der Gemeinde einer Druck-
probe zu unterziehen und auf Kosten der Eigentümereinzumessen.

6 Der Eigentümerist verpflichtet, bei Bauvorhaben die bestehenden oder neuen Hausanschlusslei-
tung aufden betroffenen Grundstückendurch einen Geometer oder eine andere qualifizierte Insti-
tution aufzunehmen und im LeitungskatasterderGemeinde nachführenzulassen. Die Kosten hier-
fürgehen zu Lasten des Eigentümers.

7 Die Grundeigentümertragen sämtlicheKosten des Hausanschlusses, mit Ausnahme derjenigen für
den Wasserzähler(siehe Art. 27).

Art. 23 Art der Hausanschlussleitung
1 Jeder Neuanschluss muss durch die Gemeinde bewilligt werden. Hierfürreicht der Grundeigentü-

mer oder Erschliesser bei der Gemeinde ein Gesuch inklusive Situationsplan und Plan der An-
schlussleitung ein.

2 Die Gemeinde prüftdas Gesuch und legt mit der Genehmigung die Leitungsführung und die Art
der Hausanschlussleitung fest.

3 Die Hausanschlussleitung ist in zugelassenem Material, gemässden anerkannten Regeln derTech-
nik, frostgeschütztund in zweckmässigemDurchmesser auszuführen.

Art. 24 Erdung
1 Es ist verboten Wasserleitungen fürdie Erdung von elektrischen Anlagen zu nutzen. Hausanschluss-

leitungen aus elektrisch leitfähigemMaterial müssenvon der öffentlichenLeitung elektrisch getrennt
werden.

2 Bei Sanierung oder Änderungder fürdie Erdung genutzten Leitungen ist besagte Erdung anders
einzurichten. Die Kosten dafürtragen die Eigentümer.

Art. 25 Unterhalt und Erneuerung
1 Die Hausanschlussleitung darfausschliesslich durch qualifizierte Instaltateure (Eidg. Fähigkeitszeug-

nis oder gleichwertige Ausbildung) mit Gemeindebewilligung unterhalten und erneuert werden.
2 Die Kosten fürUnterhalt und Erneuerung der Hausanschlussleitung trägtder Eigentümer.
3 Schäden, die sich an der Hausanschlussleitung zeigen, sind der Gemeinde sofort zu melden und zu

Lasten des Eigentümersdurch einen qualifizierten Installateur (Eidg. Fähigkeitszeugnisoder gleich-
wertige Ausbildung) zu beheben.

4 Hausanschlussleitungen sind insbesondere in folgenden Fällenzu ersetzen:
a) bei mangelhaftem Zustand (z. B. bei Wasserverlusten);
b) bei Anpassungen und Verlegung der öffentlichenLeitungen aus betriebstechnischen Gründen;
c) nach Erreichen der technischen Lebensdauer.
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5 Verzögertoder unterlässtder Eigentümerdie Instandstellung der Hausanschlussleitung, so lässtdie
Gemeinde die Arbeiten auf Kosten des Eigentümersausführen,und verrechnet diesem die geschätz-
ten Wasserverluste.

6 Bei Anpassung und Verlegung der öffentlichen Leitungen aus betriebstechnischen Gründengehen
die Kosten fürdie Anschlussapparatur, fürden Absperrschieber und fürden Teil der Hausanschluss-
leitung auf öffentlichemGrund zu Lasten der Gemeinde. Die Kosten der Hausanschlussleitung auf
privaten Grund bis zum Wasserzählergehen zu Lasten des Bezügers.

Art. 26 Unbenutzte Hausanschlussleitungen
1 Bei einem längerandauernden Nullverbrauch ist der Eigentümerverpflichtet, durch geeignete Mas-

snahmen die Spülungder Hausanschlussleitung sicherzustellen.
2 Kommt der Eigentümerdieser Verpflichtung trotz Aufforderung nicht nach, kann die Gemeinde die

Abtrennung der Hausanschlussleitung gemässAbs. 3 verfügen.
3 Unbenutzte Hausanschlussleitungen werden von der Gemeinde zu Lasten des Eigentümers vom

Verteilnetz abgetrennt, sofern dieser nicht innerhalb von 30 Tagen nach Ankündigung der Abtren-
nung schriftlich eine Wiederverwendung innert 12 Monaten zusichert.

4 Der Eigentümerhaftet fürSchäden,die wegen unbenutzten Hausanschlussleitungen an der öffentli-
chen Trinkwasserversorgung entstehen können (z.B. Verschmutzung des Wassers).

C. Wasserzähler

Art. 27 Installation und technische Vorschriften
1 Der Wasserzählerwird von der Gemeinde zur Verfügung gestellt und unterhalten. Die Kosten für

Montage und Demontage des Zählersund der Ubertragungseinrichtungen gehen zu Lasten der Ge-
meinde. Die Mietkosten des Wasserzählerssind in derjährlichenGrundgebührinbegriffen.

2 Die nachträglicheVersetzung des Zählersdarf nur mit vorhergehender Bewilligung durch die Ge-
meinde erfolgen. Die Kosten trägtder Eigentümer,falls er die Standortveränderungverlangt.

3 In der Regel wird pro Anschlussleitung mit Hausnummer ein Wasserzählerinstalliert. Die Gemeinde
entscheidet überAusnahmen.

4 Die Gemeinde entscheidet überdie Art des Wasserzählers.
5 Folgekosten bei Schädenan Wasserzählern, die durch unsachgemässeBehandlung oderVorsorge

durch den Bezüger(Schlag, Frost u.a.m.) entstehen, gehen zu Lasten des Bezügers.
6 Vor und nach dem Wasserzählersind Absperrvorrichtungen zu installieren.
7 Benötigt ein Wasserbezügerweitere Wasserzählerwie z.B. als Nebenzähler fürden Wasserver-

brauch im Stall, so gelten hierfürAbs 1 bis 4 dieses Artikels gleichermassen.
8 Bei Wohnliegenschaften mit Dauerbewohnern muss ein Wasserzählereingebaut sein. Bei beste-

henden Wohnliegenschaften ohne Dauerbewohnern wie bei Ferien-Chalets ist ein Wasserzähler
nicht zwingend, wenn es die örtlichenVerhältnissenicht zulassen. Der endgültige Entscheid liegt
beim Gemeinderat, unter Vorbehalt von Art. 29 Abs. 2. Wird auf den Einbau eines Wasserzählers
verzichtet, kommt ein maximaler Wasserverbrauch pro Jahr von 70 m3 pro Person respektiv pro
Ferienwohnung zur Anwendung. Die Details werden durch den Gemeinderat in einem Ausführungs-
reglement geregelt.

Art. 28 Nutzung des Wasserzählers

Die Bezügerdürfenam WasserzählerwederÄnderungenvornehmen noch vornehmen lassen.
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Art. 29 Standort
1 Die Gemeinde bestimmt den Standort des Wasserzählersund der allfälligenÜbertragungseinrich-

tungen unter Berücksichtigungder Bedürfnissedes Eigentümers.
2 Ein zweckmässigerund leicht zugänglicherPlatz fürden Einbau ist unentgeltlich zur Verfügungzu

stellen. Ist im Gebäude kein frostsicherer oder geeigneter Platz vorhanden, wird zu Lasten des
Eigentümersein Wasserzählerschachterstellt.

3 Der Wasserzählermuss vorjeglicher Wasserabnahmemöglichkeit installiert werden.

Art. 30 Ablesung und Kontrolle
1 Das Erfassen des Zählerstandsund die Kontrolle der Zählererfolgt durch die Gemeinde oder durch

von der Gemeinde Beauftragte.
2 Der Gemeinde istjederzeit derZugang zu den Wasserzählernzu gewähren.
3 Die Ableseperioden werden von der Gemeinde festgelegt. Die Gemeinde legt ebenfalls die Ablese-

methode fest.
4 Bei Verzicht des Bezügers auf einen Wasserzählermit Übertragungseinrichtung(Funkmodul oder

dergleichen fürdieautomatische Ablesung) ist die manuelle Ablesung kostenpflichtig und sie beträgt
pauschal maximal CHF 100.00 pro manuelle Ablesung. Die Details werden durch den Gemeinderat
in einem Ausführungsreglementgeregelt.

5 Die Zählerangaben sind verbindlich fürdie Festsetzung des Wasserverbrauchs, ausser es würde
sich herausstellen, dass der Zählerabgestellt wurde oder nicht richtig funktionierte.

6 ZusätzlicheAblesungen ausserhalb der normalen Termine werden zu einer Gebührvon maximal
CHF 100.00 pro Ablesung verrechnet.

Art. 31 Kontrolle der Funktionsfähigkeit
1 Die Gemeinde revidiert oder ersetzt die Wasserzähler nach Notwendigkeit periodisch auf eigene

Kosten.
2 Die Bezügerkönnenjederzeit eine Kontrolle des Wasserzählersverlangen. Wird ein Schaden fest-

gestellt, trägtdie Gemeinde die Prüf-und allfälligenReparaturkosten. Falls keine Störungfestgestellt
wird, trägtder Bezügerdie Prüfkosten.

3 Bei fehlerhafter Zählerangabe(mehr als ±5 % bei 10 % Nennbelastung des Wasserzählers)wird
die Betriebsgebühr korrigiert aufgrund des Wasserverbrauchs vergangener und fürdie korrekte
Funktionsweise des Zählers repräsentativeJahre, d.h. grundsätzlich der Durchschnitt der korrek-
ten mindestens letzten 3 Abrechnungsperioden.

4 Wird eine Funktionsstörung am Wasserzähler festgestellt, hat der Bezüger unverzüglich die Ge-
meinde zu informieren.

D. Haustechnikanlagen

Art. 32 Definition
1 Die Haustechnikanlagen sind die festen oder provisorischen technischen Trinkwasserapparaturen

innerhalb der Gebäude,vom Wasserzählerbeziehungsweise der ersten Absperrarmatur bis zur Ent-
nahmestelle.

2 Der Wasserzählerist nicht Bestandteil der Haustechnikanlagen.
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Art. 33 Rückflussverhinderung

Die Haustechnikanlagen sind mit einer vorschriftsgemässen Rückflussverhinderung zu versehen.
Die Gemeinde kann Kontrollen durchführen und eine entsprechende Einrichtung auf Kosten des Ei-
gentümersanordnen.

Art. 34 Nutzung von Wasser eigener Ressourcen, von Regen- und Grauwasser
1 Anlagen zur Verteilung von Wasser aus eigenen Ressourcen, von Regen- oder von Grauwasser

müssenunabhängigvom Gemeindenetz und als solche durch Beschilderung klar identifiziert sein.
2 Der Bezug von Wasser aus solcher Herkunft muss durch Zählergemessen werden, wenn das Was-

ser in die öffentlicheKanalisation abgeleitet wird.
3 Der Eigentümermuss die Gemeinde bei gleichzeitiger Nutzung von Gemeindewasser und eige-

nem, Regen- oder Grauwasser informieren.

IV.Finanzierung und Gebühren

A. Allgemeine Bestimmungen

Art. 35 Eigenwirtschaftlichkeit

Die Aufgabe der Trinkwasserversorgung muss finanziell selbsttragend sein.

Art. 36 Kostendeckung

Die Kostendeckung wird erreicht durch die Erhebung folgenderAbgaben:

a) Anschlussgebühr;
b) Vorzugslast;
c) JährlicheGrundgebühr;
d) Betriebsgebühr;
e) Abgeltung betriebsfremder Leistungen;
f) BeiträgeDritter.

Art. 37 Mehrwertsteuer (MWST)

Die in diesem Reglement vorgesehenen Gebührenschliessen die MWST nicht ein. Ist die Gemeinde
mehrwertsteuerpflichtig, so wird die MWST auf den steuerbaren Leistungen zusätzlich zu den in
diesem Reglement vorgesehenen Beträgenerhoben.

Art. 38 Härtefälleund Ausnahmeregelungen
1 In offensichtlichen Härtefällenist der Gemeinderat befugt, die nachfolgenden Gebühren aus-

nahmsweise zu reduzieren. Ein Härtefall liegt vor, wenn die Erhebung der ordentlichen Gebührfür
ein konkretes Vorhaben auf einem Grundstückunter Berücksichtigung des Aquivalenz- und Ver-
ursacherprinzips zu einem offensichtlichen Missverhältnisführt. Unter anderem wie:

Wenn bei der Berechnungsmethode nach GFZ die maximal mögliche Uberbaubarkeit eines
Grundstücksgemäss Baureglement erheblich eingeschränkt ist und zusätzlich eine ausseror-
dentlich grosse Grundstücksflächevorliegt;
Bei gewerblicher oder industrieller Nutzung eines Gebäudesohne oder nur mit unbedeutendem
Wasserverbrauch;
Bei grossen, teilweise bebauten Grundstücken kann fürdie Berechnung der Gebühren eine
Grundstücksflächevon minimal 1'000 m2 pro Gebäudeangewandt werden.
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2 Das Gesuch um Anwendung der Härtefallregelung muss vom Eigentümer innerhalb der Ein-
sprachefrist von 30 Tagen schriftlich und begründet beim Gemeinderat eingereicht werden. Ein
solches Gesuch hat keinen Einfluss aufdie Einsprachefrist. AufAnfrage hat die Eigentümerinoder
der Eigentümersämtlichebezifferte und mit vermassten Plänenoder von einem Architekten oder
Vermesser erstellten Beweismitteln dokumentierte Nachweise vorzulegen.

Art. 39 Grundlagen zur Berechnung der Anschluss- und Grundgebühren
1 Die anrechenbare Grundstücksfläche,der Gewichtungsfaktor nach Zonenarten (Fläche/ Volumen)

sowie die in Bezug zur Nutzung stehenden Wohneinheiten sind Elemente zur Berechnung der
Anschluss- und Grundgebühren.

a) Anrechenbare Grundstücksfläche(aGSF)
Gestütztauf die Definition der interkantonalen Vereinbarung überdie Harmonisierung der
Baubegriffe (IVHB) gehörenzur anrechenbaren Grundstücksflächedie in der Bauzone lie-
genden Grundstücksflächenbeziehungsweise Grundstücksteile. Die Flächender Hauszu-
fahrten werden angerechnet. Nicht angerechnet werden die Flächender Grund-, Grob- und
Feinerschliessung.
Fürbebaute Grundstückeausserhalb der Bauzone beträgtdie anrechenbare Grundstücks-
flächemaximal 1'000 m2 pro Gebäude.

b) Gewichtungsfaktor nach Zonenarten

c) Berechnung Wohneinheiten: Festlegung Bezugsgrössennach Art der Nutzung
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Zonenarten Gewichtungsfaktor
Kürzel Beschreibung Fläche(GFF) Volumen (GFV)
AZ Arbeitszone 6.50
CAM Campingzone 1.00
EP Erhaltungsperimeter 1.00
FZ Freihaltezone 1.00
KZ Kernzone 1.40
LWZ Landwirtschaftszone 1.00
MIX Mischzone 1.30
PdLw Perimeter fürdiversifizierte Landwirtschaft 6.50
RSZ Reitsportzone 2.00
SZD Schutzzone Dorf 1.40
TZ Touristikzone 2.00
WZMD Wohnzone mittlerer Dichte 1.30
WZND Wohnzone niederer Dichte 1.00
ZAI 1 Zone von allgemeinem Interesse 2.00
ZA12 Zone von allgemeinem Interesse 1.00
ZA13 Zone von allgemeinem Interesse 0.50
KäZ Käsereizone 6.50
ZMOM Zone mit Mischnutzung Oberi Matta 2.00

Andere (nicht explizit beschriebene Zwecke) 1.00 6.50

Wohneinheiten (WE)
1 Wohneinheit

pro Bezugsgrösse
Wohnnutzung

Wohnungen mit 1 Zimmer (gemässDefinition GWR) 0.5 Wohnung
Wohnungen mit 2 und mehr Zimmern (gemäss Definition
GWR)

1 Wohnung

Weitere Arten der Nutzung
Schulen 16 Schüler
Turnhallen, Schwimmbäder 50 m2 Bodenfläche
Verwaltungs-, Büro-, Handels- und Lagerräume 9 Arbeitsplätze
Garagen, Gewerbe, Industrie 5 Arbeitsplätze
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Fürdie Berechnung der Wohneinheiten werden alle Arten von privat und gewerblichen Aktivitä-
ten berücksichtigt.
FürRäume,welche nur fürkleine Aktivitäten(insbesondere Teilzeitarbeit) genutzt werden, wird
die Wohneinheit um 50 % reduziert.
Zusätzliche Wohneinheiten, welche im Rahmen einer Erweiterung, eines Umbaus und oder
Zweckänderungenvon Räumlichkeiten(Nutzungsänderungen)eines Gebäudesoder Teilen da-
von entstehen sind gebührenpflichtig.

2 Der Gemeinderat definiert weitere allfällig erforderliche Details zur Anwendung in einem Ausfüh-
rungsreglement.

3 Die gebührenrelevantenElemente wie auch allfälligeÄnderungensind durch den Bezügerzu mel-
den.

B. Einmalige Gebühren

Art. 40 Grundsätzlicheszu den Anschlussgebühren
1 Die Gemeinde erhebt eine Anschlussgebührfürdie Grundstücke,welche an die Trinkwasserinfra-

strukturen angeschlossen werden. Mit ihr werden die Investitionen zum Bau dieser Anlagen ge-
deckt.

2 Die Anschlussgebührwird durch einen Tarif pro m2 gebührenrelevanteFlächeerhoben. Dabei wird
unterschieden, in welcher Zonenart sich ein Grundstückbefindet.

3 Reduziert sich die Anschlussgebühr infolge baulicher Massnahmen, werden keine Anschlussge-
bührenrückerstattet.

Art. 41 Gebührentariffürdie Anschlussgebühren

In Funktion der Fläche höchstens CHF 17.00 pro m2
In Funktion des Volumens höchstens CHF 3.40 pro m3

Art. 42 AnschlussgebührfürGrundstückein der Bauzone

Die Anschlussgebührberechnet sich aus den nachfolgenden Kriterien:

a) AnschlussaebührFläche
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 a)
x Gewichtungsfaktor Fläche(Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührFläche(Art. 41)

Seite14von 19

Wohneinheiten (WE)
1 Wohneinheit

pro Bezugsgrösse
Hotels, Pensionen, BnB, Campus (Zimmer),
Agrotourismus 10 Betten

Restaurant, Gaststube, Buvette, Frühstücksraum 18 Sitzplätze
Saal, Terrassen 100 Sitzplätze
Campingplätze(feste Plätze) 1 fester Platz
Campingplätze(mobile Plätze) 5 mobile Plätze
Ferienlager, Campus (Massenlager) 15 Betten
Heime 2 Betten
Käsereien 50 Tonnen verkästeMilch
Milchsammelstellen 80 Tonnen verkästeMilch
Schlachthof 5 Arbeitsplätze
Metzgereien 5 Arbeitsplätze
Bäckereien 5 Arbeitsplätze
Brennerei 25 Liter reiner Alkohol
Brauerei 5 Hektoliter Getränk
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oder
AnschlussgebührVolumen
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 a)
x Gewichtungsfaktor Volumen (Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührVolumen (Art. 41)

Art. 43 AnschlussgebührfürGrundstückeausserhalb der Bauzone
1 Die Anschlussgebührfürdie Grundstücke, die an die öffentliche Trinkwasserversorgung ange-

schlossen sind, berechnet sich aus nachfolgenden Kriterien:

a) AnschlussgebührFläche
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 a)
x Gewichtungsfaktor Fläche(Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührFläche(Art. 41)
oder
AnschlussaebührVolumen
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 a)
x Gewichtungsfaktor Volumen (Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührVolumen (Art. 41)

2 Gebührenwerden nur Gebäude/ Gebäudeteileerhoben, welche an die Trinkwasserverteilung an-
geschlossen sind.

Art. 44 Anschlussgebührfürlandwirtschaftlich genutzte Grundstücke

Fürausschliesstich landwirtschaftlich genutzte Grundstücke,die an das öffentlicheTrinkwassernetz
angeschlossen sind und ausserhalb der Bauzone liegen, werden Anschlussgebührenausschliess-
lich fürGebäude und Gebäudeteile erhoben, welche an die Trinkwasserverteilung angeschlossen
sind. Die Berechnung der Gebührerfolgt nach Art. 43.

Art. 45 Vorzugslast
1 Bei nicht angeschlossenen, aber anschliessbaren Grundstückenin einer Bauzone, die nicht nach-

weislich überausreichend Trinkwasser aus eigenen privaten Ressourcen verfügen,wird eine Vor-
zugslast erhoben. Die Vorzugslast beträgt5 % der einmaligen Anschlussgebühr,die nach Art. 41 a
und Art. 42 a berechnet wird.

2 Die Vorzugslast ist fällig, sobald das Grundstückan das Trinkwassernetz angeschlossen werden
kann.

Art. 46 Abzug von der Anschlussgebühr

Die bereits bezahlte Vorzugslast wird von derAnschlussgebührzumeffektiv geleisteten Frankenbe-
trag (ohne Zinsen) abgezogen.

Art. 47 Fälligkeitder Anschlussgebühr
1 Die in den Art. 41 bis 46 vorgesehene Gebührist fällig, sobald das Grundstückan das öffentliche

Trinkwassernetz angeschlossen ist.
2 Ab Baubeginn könnenVorauszahlungen erhoben werden.

Art. 48 Schuldner
1 Schuldner derAnschlussgebührist der Eigentümerder Liegenschaft zum Zeitpunkt des Anschlus-

ses an das öffentlicheTrinkwassernetz.
2 Schuldner der Vorzugslast ist der Eigentümerdes Grundstücks zum Zeitpunkt, ab dem der An-

schluss möglich ist.
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Art. 49 Zahlungserleichterung

Der Gemeinderat kann dem Schuldner Zahlungserleichterungen gewähren, wenn die Gebührfür
diesen eine untragbare Belastung darstellt.

C. Wiederkehrende Benutzergebühren

Art. 50 Grundsätzlicheszu den wiederkehrenden Benutzergebühren
1 Die Benutzergebühren werden bei allen Eigentümern angeschlossener Grundstücke im Bereich

des öffentlichenTrinkwassernetz erhoben.
2 Bei anschliessbaren Grundstücken in einer Bauzone wird die jährliche Grundgebührzu 10 % in

Rechnung gestellt, sofern die Vorzugslast gemässArt. 47 erhoben wurde.
3 Bei Änderungen der gebührenrelevanten Parameter infolge baulicher Massnahmen oder Nut-

zungsänderungenwerden rückwirkendkeine Gebührenrückerstattet.

Art. 51 Wiederkehrende Benutzungsgebühren
1 DiejährlichenBenutzungsgebührenumfassen:

a) die Grundgebühr
b) die Betriebsgebühr

2 Die Grundgebührdient der Finanzierung der mit den Trinkwasseranlagen in Verbindung stehenden
Finanzierungskosten gemäss PTWI (Art. 32 TWG) sowie der Fixkosten (Abschreibungen, Zinsen)
und der anfallenden Kosten fürden Werterhalt der Trinkwasserinfrastrukturen.

3 Die Betriebsgebührdient der Finanzierung der Betriebskosten (Art. 33 TWG).
4 Sie werden jährlicherhoben.
5 Bei unvollständigemJahrwird diejährlicheGrundgebühranteilsmässig in Rechnung gestellt.

Art. 52 Gebührentariffürdie wiederkehrenden Benutzergebühren

Grundgebührin Funktion der Fläche höchstens
Grundgebührin Funktion des Volumens höchstens

Grundgebührin Funktion der Wohneinheiten höchstens
Betriebsgebührverbrauchte Wassermenge höchstens

CHF 0.25 prom2
CHF 0.025 prom3
CHF 80.00 pro Wohneinheit
CHF 1.70 prom3

Art. 53 GrundgebührfürGrundstückein der Bauzone

Die Grundgebührberechnet sich aus den kumulativen Teilberechnungen:

a) GrundgebührFläche
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 a)
x Gewichtungsfaktor Fläche(Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührFläche(Art. 52)
oder
GrundgebührVolume^n
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 a)
x Gewichtungsfaktor Volumen (Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührVolumen (Art. 52)

b) GrundgebührWohneinheiten(Art. 32Abs. 1 c) x GebührWohneinheiten(Art. 52)
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Art. 54 GrundgebührfürGrundstückeausserhalb der Bauzone

FürGrundstücke ausserhalb der Bauzone, die an das öffentliche Trinkwassernetz angeschlossen
sind, berechnet sich die Grundgebühraus den kumulativen Teilberechnungen:

a) GrundoebührFläche
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 Q)
x Gewichtungsfaktor Fläche(Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührFläche(Art. 52)
oder
GrundgebührVolumen
Anrechenbare Grundstücksfläche(Art. 39 Abs. 1 a)
x Gewichtungsfaktor Volumen (Art. 39 Abs. 1 b)
x GebührVolumen (Art. 52)

b) GrundgebührWohneinheiten (Art. 32 Abs. 1 c) x GebührWohneinheiten (Art. 52)

Art. 55 Grundgebührfürlandwirtschaftlich genutzte Grundstücke

Fürausschliesslich landwirtschaftlich genutzte Grundstücke,die an das öffentlicheTrinkwassernetz
angeschlossen sind und ausserhalb der Bauzone liegen, werden Benutzergebührenausschliesslich
fürGebäudeund Gebäudeteileerhoben, welche an die Trinkwasserverteilung angeschlossen sind.
Die Berechnung der Gebührerfolgt nach Art. 56.

Art. 56 Betriebsgebühr:Verbrauchs Gebühr
1 Die Betriebsgebührwirderhoben zur Deckung der Kosten in Zusammenhang mit dem bezogenen

Wasservolumen.
2 Die Berechnung der Betriebsgebührerfolgt gestütztauf die Wassermenge pro m3 gemässWas-

serzähler.

Verbrauchte Wassermenge x Betriebsgebührverbrauchte Wassermenge (Art. 52)

Art. 57 TemporärerWasserbezug
1 Der temporäreWasserbezug (Bauwasser und andere vorübergehendeWasserbezüge) bedarf ei-

ner vorgängigenBewilligung der Gemeinde und ist kostenpflichtig.
2 Der temporäreWasserbezug wird pauschal oder nach effektivem Wasserverbrauch verrechnet und

beträgtpauschal maximal Fr. 100.00 pro Tag oder nach effektivem Wasserverbrauch maximal CHF
2.00 pro m3.

3 Der temporäreWasserbezug während der Bauphase (Bauwasser) beträgt maximal CHF 3.00 pro
m2 effektive Geschossfläche.

Art. 58 Zahlungserleichterungen

Der Gemeinderat kann einem Schuldner aufAntrag und bei Anführungvon wichtigen GründenZah-
lungserleichterungen gewähren.

Art. 59 Kompetenzübertragung

Fürdie unter "IV. Finanzierung und Gebühren"definierten Werte und Gebührentarifemit einer Ober-
grenze, legt der Gemeinderat die anzuwendende Höheim Ausführungsreglementfest.
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V. Verwaltungsgebührenund Verzugszinsen

Art. 60 Verwaltungsgebühren
1 Die Gemeinde zieht fürihre Dienstleistung im Rahmen einer Anfrage / Auftrag, Bewilligung oder

Kontrolle eine Gebührvon CHF 100.00 bis CHF I'OOO.OO ein.
2 Die Gebührwird innerhalb der in Abs. 1 vorgesehenen Grenzen unter Berücksichtigung der Be-

deutung der Baute und Umfang der von der Gemeinde geleisteten Arbeit festgelegt.

Art. 61 VerwaltungsgebührenfürzusätzlicheKontrollen
1 Sind wegen besonderer Umständeoder unvollständigerPlänezusätzlicheKontrollen oder Exper-

tisen erforderlich, kann die Gemeinde fürdie daraus entstehenden Kosten eine zusätzlicheGebühr
von höchstensCHF 2'000.00 verlangen.

2 Das Gleiche gilt fürKosten, die durch nachträglicheKontrollen derAnlagen entstehen.

Art. 62 Verzugszinsen

Sämtliche nicht fristgerecht bezahlte Gebührenwerden, zu dem fürdie Einkommens- und Vermö-
genssteuer von den natürlichen Personen anwendbaren Verzugszinssatz verzinst.

VI.Strafbestimmungen und Rechtsmittel

Art. 63 Strafbestimmungen
1 Zuwiderhandlungen gegen die Art. 4 Abs.1, 11, 12, 20, 22 Abs. 4, 27 Abs. 2 und 6, 28, 33 und 34

Abs.1 des vorliegenden Reglements könnenmit Geldbussen von CHF 20.00 bis 1'OQO.OO gebüsst
werden, je nach Schwere des Falls.

2 Der Gemeinderat spricht die Bussen in der Form eines Strafbefehls aus.
3 Die kantonalen odereidgenössischenStrafbestimmungen bleiben vorbehalten.
4 Der Verurteilte kann innert 10 Tagen nach Zustellung des Strafbefehls beim Gemeinderat schriftlich

Einsprache erheben (Art. 86 Abs. 2 GG). Wird am Strafbefehl festgehalten, so werden die Akten
dem Polizeirichter überwiesen(Art. 356 der Strafprozessordnung gilt sinngemäss).

Art. 64 Rechtsmittel
1 Einsprachen gegen die Anwendung der Bestimmungen dieses Reglements sind dem Gemeinderat

innert 30 Tagen nach Erhalt der Rechnung einzureichen.
2 Gegen den Entscheid des Gemeinderats kann innert 30 Tagen nach Mitteilung beim Oberamt des

Sensebezirks Beschwerde erhoben werden.

VII. Schlussbestimmungen

Art. 65 Aufhebung bisherigen Rechts

Das bisherige Reglement über die Trinkwasserverteilung der Gemeinde Plaffeien, beschlossen
durch die Gemeindeversammlung am 26. April 2019; von der Direktion der Institutionen und der Land-
und Forstwirtschaft (ILFD) genehmigt am 28. Juni 2019, wird aufgehoben.
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Ari:. 66 Anderungen

SämtlicheÄnderungenan diesem Reglement müssendurch die Gemeindeversammlung verabschie-
det und durch die Direktion fürRaumentwicklung, Infrastruktur, Mobilitätund Umwelt (RIMU) geneh-
migt werden.

Art. 67 Inkrafttreten

Das Reglement tritt unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Direktion fürRaumentwicklung, Inf-
rastruktur, Mobilitätund Umwelt am 1. Juli 2023 in Kraft

Genehmigt durch die Gemeindeversammlung von Plaffeien

am 28. April 2023

Margrit Mäder
Gemeindeschreiberin

Daniel Bürdel
Gemeindeammann

Genehmigt durch die Direktion fürRaumentwicklung, tnfrastruktur, Mobilitätund Umwelt (RIMU)

am....^. . .

^^-^ ^ü,
Jean-FrançoisSteiert
Staatsrat, Direktor
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